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1 Einleitung

Forderungen nach einer nachhaltigen Wirtschaftsordnung
und einem Umdenken haben durch „Fridays for Future“ und
den Schulterschluss mit tausenden Wissenschaftler/innen
neues Gehör gefunden. Mehrere planetare Grenzen sind
überschritten, Klimawandel, Massensterben der Arten und
eine Destabilisierung von Ökosystemen schreiten voran
(Steffen et al. 2015). Die Förderung und Verarbeitung von
Rohstoffen (Materialien) ist für 90 Prozent des Biodiversi-
tätsverlusts und der Wasserbelastung sowie für die Hälfte der
Treibhausgasemissionen verantwortlich (UNEP 2019). Die
globale Herausforderung besteht darin, den ökologischen
Fußabdruck vor allem der Industrienationen deutlich zu re-
duzieren und gleichzeitig soziale Spannungen zu vermeiden.

Für die meisten Wirtschaftswissenschaftler/innen, Politi-
ker/innen sowie für internationale Organisationen wie Welt-
bank, OECD, Europäische Kommission und sogar das Um-
weltprogramm der UN beschränkt sich das Umdenken auf
„Grünes Wachstum“. Neue Technologien sollen den Über-
gang in eine ressourcenleichte „Wissensökonomie“ oder
„Dienstleistungsgesellschaft“ bei fortgesetztem Wachstum
möglich machen (Jacobs 2013, OECD 2011). Wachstums-
kritiker/innen halten dem entgegen, dass unendliches Wachs-
tum auf einem endlichen Planeten grundsätzlich nicht mög-
lich sei. Weil viele von ihnen „Marktwirtschaft“ für die
Ursache des Problems halten, fordern sie ein umfassenderes
Umdenken, nämlich die grundlegende Neuschöpfung der
Ökonomie (bspw. Neubauer / Repenning 2019, Rackete /

Weiss 2019). Diese Konzepte existieren allenfalls in An-
sätzen, weshalb sie stets mit dem Vorwurf des Utopischen
konfrontiert sind.

Unser Beitrag soll zeigen, wie dieses Dilemma aufgelöst
werden kann. Ein Umdenken ist erforderlich, aber nicht un-
bedingt dort, wo viele vermuten. Auch wir propagieren eine
soziale Utopie, nämlich die Utopie einer „echten“ Markt-
wirtschaft, die einfach, robust, effizient und gerecht sein
kann und damit erheblich greifbarer als ihre Alternativen.
Zunächst stellen wir dar, warum das umstrittene „Leistungs-
prinzip“ das maßgebliche Prinzip der Verteilungsgerechtig-
keit ist (und sein soll). Anschließend strukturieren wir die
breite Debatte um die Wachstumszwänge moderner Ökono-
mien und fokussieren dabei auf die materielle Grundlage.
Es ist nämlich vor allem unser Materialverbrauch, der öko-
nomische und soziale Probleme verursacht. Abschließend
erläutern wir, wie man mit dem Leistungsprinzip Politikmaß-
nahmen begründen kann, mit denen bewährte Institutionen
mit ökologischer Nachhaltigkeit, ökonomische Stabilität und
soziale Gerechtigkeit verbunden können, anstatt gegen sie
ausgespielt zu werden.

2 Gerechtigkeit und Marktwirtschaft

Die drei wichtigsten Gerechtigkeitsprinzipien sind „Bedarf“,
„Gleichheit“ und „Leistung“ (Miller 1999). Das Bedarfs-
prinzip (Sozialprinzip) zielt darauf ab, dass jene, die kein

ausreichendes eigenes Einkommen erzielen können, nicht
ihrem Schicksal überlassen bleiben. Das Gleichheitsprinzip
spielt im politischen Alltag vor allem dort eine Rolle, wo
es um Teilhabe und Schutz vor Diskriminierung geht. Das
dritte, mit Abstand umstrittenste Verteilungsprinzip ist das
„Leistungsprinzip“. Es besagt, dass es gerecht ist, wenn Leis-
tung und Gegenleistung gleichwertig sind, dass also mehr
verdienen soll, wer mehr „leistet“. Daraus folgt unmittelbar,
dass zunächst einmal jeder durch Arbeitsleistung selbst für
sein Einkommen sorgen muss.

Das Leistungsprinzip war und ist eine der wichtigsten
sozialen Gerechtigkeitsnormen überhaupt, auch wenn es
erst seit kurzem so bezeichnet wird. Als soziale Notwen-
digkeit von Gabe und Gegengabe ist es in allen Kulturen
und zu allen Zeiten zu finden. Der soziologische Begriff der
Reziprozität beschreibt eine Form der „mentalen Buchhal-
tung“, welche registriert, wer womit bei wem „in der Schuld
steht“. Diese Buchhaltung ist weder exakt noch unbestech-
lich, sondern stark sozial geprägt, arbeitet aber im Großen
und Ganzen ziemlich verlässlich. Seine gesellschaftliche
Brisanz gewinnt das Leistungsprinzip aus einer als unaus-
weichlich wahrgenommenen Machtasymmetrie zwischen
jenen, die Arbeit (oder Aufträge) vergeben und jenen, die
sie annehmen (müssen). Wir werden weiter unten erläutern,
dass diese Machtasymmetrie weder gottgegeben noch not-
wendiger Bestandteil von „Marktwirtschaft“ ist.

Kombiniert man das Leistungsprinzip mit dem Sozial-
prinzip, dann entspricht dies dem Gerechtigkeitsverständnis
der meisten Menschen, quer durch alle Bevölkerungsschich-
ten und Parteien (Adriaans et al. 2019). Sie erkennen als
grundlegendes Gerechtigkeitsprinzip an, dass jene mehr Ein-
kommen erhalten sollen, die fähig und fleißig sind. Bei aller
berechtigten Kritik am Leistungsprinzip wird oft übersehen,
dass es fast überall klaglos anerkannt, ja sogar vehement
eingefordert wird. Nicht das Leistungsprinzip ist umstritten,
sondern sein argumentativer Missbrauch seitens selbster-
nannter „Leistungsträger“ zur Rechtfertigung von Reichtum
oder von Sozialkürzungen. Gerade die Empörung über über-
zogene Boni oder schlecht bezahlte Arbeit zeigt, wie wichtig
den Menschen Leistungsgerechtigkeit ist (Dench 2006, Drö-
ge et al. 2008, Miller 1999).

Eine sozial moderierte Marktwirtschaft hat viele Vortei-
le, und ihre normative Grundlage ist das Leistungsprinzip.
Wenn die wirtschaftlichen Leistungen von Menschen nicht
adäquat belohnt werden, ist das der sicherste Weg, Menschen
ökonomisch zu entmutigen. Aber wenn das Leistungsprinzip
gewährleistet ist, dann kann Marktwirtschaft selbstregulie-
rend sein. Dank der Nutzung von Geld gehorcht auch ein
komplexes Austauschgeflecht ziemlich simplen Regeln, und
Preise dienen der gegenseitigen Kommunikation über den
Wert von materiellen und immateriellen Leistungen. Die
dezentrale Koordination über Geld erlaubt es, mit Menschen
Tauschhandel zu betreiben, die weit außerhalb der begrenz-
ten Reichweite sozialer Beziehungen leben. Verschiedene
Unternehmensformen, gemeinnützige und staatliche Einrich-
tungen können auf diese Weise dezentral koordiniert mit-
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einander interagieren. Die Verteilung der Entscheidungen
auf viele Haushalte und Unternehmen ermöglicht flexible
Anpassungsprozesse. Im Gegensatz zur Forderung „Koope-
ration statt Konkurrenz“ der Solidarischen Ökonomie setzt
Marktwirtschaft auf „Kooperation durch Konkurrenz“. Im
Idealbild der volkswirtschaftlichen Theorie begrenzt Wettbe-
werb jede Machtkonzentration. Politik setzt die Regeln, alle
Unternehmen halten sich daran, niemand hat die Möglich-
keit, sich auf Kosten anderer zu bereichern. Alle Einkommen
sind auch wirklich verdient, und Geld ist dabei ein neutra-
les Tauschmittel. Die Vorstellung der „unsichtbaren Hand“
besagt nichts anderes, als dass eine Orientierung an den ei-
genen Interessen nicht im Widerspruch zum Gemeinwohl
stehen muss. Zusammengenommen ergibt dies eine im bes-
ten Sinne utopische Vorstellung, wie wir im Buch »Markt-
wirtschaft reparieren« argumentieren (Richters / Siemoneit
2019b).

Da die Realität ganz offensichtlich von diesem Ideal-
bild abweicht, wird die Theorie insgesamt als unrealistisch
zurückgewiesen (bspw. Herrmann 2013). Tatsächlich sind
Marktwirtschaften nicht per se gerecht, aber dies liegt unse-
res Erachtens weniger an ihren Prinzipien als an deren Ver-
letzung. Problematisch an der normativen Grundlage „Leis-
tungsprinzip“ ist, dass Leistung sich nicht objektiv definieren
lässt. Leichter lässt sich ein Konsens erzielen, was definitiv
keine Leistung sein soll, und damit ist ein Weg gewiesen für
die Suche nach einer gerechten Wirtschaftsordnung. Wenn
das Leistungsprinzip eine fundamentale Gerechtigkeitsnorm
ist, dann kann die politische Aufgabe in einer Marktwirt-
schaft negativ formuliert werden als die Suche nach leis-
tungslosen Einkommen, deren Quellen trockenzulegen sind.
Einkommen sind unverdient, wenn sie ihren Ursprung nicht
in der Leistung des Einzelnen haben, sondern in Leistungen
anderer, der Allgemeinheit oder der Natur. Leistungslose
Einkommen sind die Achillesferse von Marktwirtschaften,
und auch für den Wachstumszwang verantwortlich (Richters
/ Siemoneit 2019a,b). Wir werden dies im Folgenden an
verschiedenen Beispielen darlegen.

3 Der Wachstumszwang

Wirtschaftswachstum ist ein praktisch universelles politi-
sches Paradigma, das als Allheilmittel für alle auftretenden
sozialen und ökonomischen Probleme gilt (Schmelzer 2016).
Umstritten ist die Frage, ob es „nur“ ein Paradigma ist oder
ob es einen Wachstumszwang moderner Ökonomien gibt.
Aus unserer Sicht ist dafür die Unterscheidung zwischen
Mikro- und Makroebene wesentlich. Ein kollektives Phäno-
men wie „Wachstumspolitik“ muss aus den Einzelentschei-
dungen der beteiligten Akteure erklärt werden, denn es gibt
nicht „die Gesellschaft“ oder „die Wirtschaft“, die sich für
Wirtschaftswachstum entscheiden.

H.C. Binswanger (2006) führte die Unterscheidung zwi-
schen Wachstumszwang und Wachstumsdrang ein. Das Wort
Wachstumszwang suggeriert Alternativlosigkeit, aber bei ge-

sellschaftlichen Zwängen handelt es sich praktisch nie um
Alternativlosigkeiten. Man wird nicht gewaltsam gezwun-
gen, etwas Bestimmtes zu tun, aber wenn man es nicht tut,
vergrößern sich kontinuierlich die Schwierigkeiten. Alter-
nativlos sind physiologische und soziale Grundbedürfnisse.
Sie sind objektive Notwendigkeiten, die kaum von sozialen
Normen beeinflusst werden. In modernen Gesellschaften be-
deutet das vor allem, ein (Basis-)Einkommen zu erzielen. So-
ziale oder ökonomische Einflüsse als Wachstumszwang zu
bezeichnen, halten wir nur dann für gerechtfertigt, wenn ihre
Nichtbeachtung existentielle Konsequenzen hätte, beispiels-
weise den Verlust des Einkommens oder soziale Exklusion,
also den (völligen) Verlust sozialer Beziehungen. Wir defi-
nieren dementsprechend, dass ein sozialer Zwang nur dann
vorliegt, wenn die Umstände (soziale Normen, Preise, tech-
nische Infrastrukturen) die Entscheidungsspielräume für die
Alternativen einer objektiven Notwendigkeit systematisch
und massiv in eine Richtung verschieben. Ein individueller
Wachstumszwang (auf der Mikroebene) ist folglich dann
gegeben, wenn ein Akteur ständig seine ökonomischen An-
strengungen erhöhen muss, um sein Einkommen zu sichern.
Ein Wachstumsdrang oder -treiber liegt vor, wenn keine
existentiellen Konsequenzen zu befürchten sind, sondern
individuelle Wünsche, soziale Konformität oder schwacher
sozialer Druck die Handlungsmotive beeinflussen (Richters
/ Siemoneit 2019a).

3.1 Das Spannungsfeld zwischen Wille und Zwang

Die Gründe für das Streben nach Wirtschaftswachstum wer-
den mindestens seit Karl Marx (1867) kontrovers und breit
diskutiert (siehe den Überblick in Abbildung 1). Laut den
Autor/innen auf der linken Seite der Abbildung wird Wirt-
schaftswachstum maßgeblich durch individuelle Entschei-
dungen aufrechterhalten. Sie verweisen auf kulturelle Prä-
gungen („unbegrenzte Bedürfnisse“), politische Ideologien
und mentale Infrastrukturen oder unterstreichen die Rolle
von sozialer Konformität und sozialem Druck, beispielswei-
se durch Statuskonsum oder die Stigmatisierung abgehäng-
ter Personen. Ein Wandel zu einer Gesellschaft jenseits des
Wachstums könnte demnach gelingen, wenn „alle nur ein
wenig vernünftiger“ wären, sich von ihrer Steigerungslogik
verabschiedeten und eine neue Konsum-, Unternehmens-
und Politikkultur entwickelten. Hingegen betonen die Au-
tor/innen auf der rechten Seite der Abbildung, es bestünden
systemische Wachstumszwänge in einer Marktwirtschaft,
hauptsächlich für Unternehmen durch drei Mechanismen:
Gewinnorientierung, Kreditzinsen und Konkurrenz. Dem
wollen wir uns nun widmen.

3.2 Profit und Zins

Zu den ältesten Verdächtigen, einen systemischen Wachs-
tumszwang zu verursachen, zählen die Gewinnmaximierung
von Unternehmen sowie zinsbehaftetes Geld. Unternehmen
und Banken seien stets gezwungen, einen Teil ihrer Profite
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Abbildung 1: Wirtschaftswachstum zwischen Wille und Zwang. Freier Wille und Konformität beschreiben mentale Einstel-
lungen, bewusst gewählt oder kulturell erlangt. Sozialer Druck ist nicht mehr freiwillig, aber im Gegensatz zu
sozialem Zwang noch nicht existentiell. Ein direkter Wachstumszwang (Gewalt) wird empirisch nicht beob-
achtet. Von links nach rechts gewinnen ökonomische Einflüsse an Bedeutung. Von oben nach unten werden
drei Typen von Akteuren unterschieden: öffentliche Entscheidungsträger auf der Makroebene, Unternehmen
und Haushalte auf der Mikroebene. Für Literaturangaben siehe die englischsprachige Version in Richters /

Siemoneit (2019a).

zu reinvestieren, Kapital zu akkumulieren und die Produk-
tion auszudehnen (Marx 1906/1867, M. Binswanger 2019).
Allerdings gibt es in der ökonomischen Theorie zwei Ge-
winnbegriffe. Ein Unternehmen kann durchaus „profitabel“
sein, wenn es jedes Jahr einen Bilanzgewinn erwirtschaftet
und diesen an die Eigentümer/innen ausschüttet, die ihn für
den eigenen Konsum verwenden. Der scheinbare Wachs-
tumszwang durch „gewinnorientierte Unternehmen“ ent-
steht durch eine unzulässige (oder geschickte) Vermischung
der beiden Gewinnbegriffe. Notwendig sind Bilanzgewinne,
aber diese sind nicht gleichbedeutend mit ökonomischem
Gewinn (Wachstum). Entscheidend ist die Gewinnverwen-
dung (Konsum oder Investition).

Das gleiche gilt für den Kreditzins und die Gewinne der
Banken, die von H.C. Binswanger (2006) und M. Binswan-
ger (2009) als maßgeblicher Wachstumszwang identifiziert
wurden. Ihre Modelle sind aber inkonsistent formuliert, und
ähnlich wie beim Gewinn gilt auch hier, dass Kreditgeld und
Zinsen keinen Wachstumszwang per se verursachen, denn
Geldvermögen wachsen nur unbegrenzt, wenn Individuen
sich entscheiden, Überschüsse zu akkumulieren, seien sie
aus Arbeits- oder Kapitaleinkommen (Richters / Siemoneit
2017, Strunz et al. 2017). Entsprechend entscheidet auch
hier die Überschussverwendung für Konsum oder Investiti-
on. Somit bleibt als möglicher Zwangsfaktor nur noch die
„kapitalistische Konkurrenz“.

3.3 Wettbewerb und technischer Fortschritt

Bereits Schumpeter (1942) wies darauf hin, dass Unterneh-
men sich gezwungen sehen, ständig zu investieren und zu ex-
pandieren, um mit dem technischen Fortschritt mitzuhalten
und dem Wettbewerbsdruck standzuhalten. Die „schöpferi-
sche Zerstörung“ vor allem durch technische Innovationen
gefährdet ihre Existenz (Pianta 2005). Erst neue Produktions-
verfahren und technischer Fortschritt machen dauerhaftes
Wachstum überhaupt möglich, lehrt die Wachstumstheorie.
Technischer Fortschritt gilt vielen nun als unabänderlich, als
geradezu naturhaftes Wachstum von Wissen, Bildung und
Ideen. Aber Arbeiten zum Zusammenhang zwischen Wachs-
tum und Energieverbrauch (Ayres / Warr 2005, 2009, Küm-
mel 2011) zeigen, dass die tiefere Logik schlichter ist. Die
menschlichen Einfälle konzentrieren sich systematisch auf
die ressourcenintensive Steigerung von Effizienz in allen Be-
reichen: in der Produktion, beim Transport, in der Datenver-
arbeitung, bei Dienstleistungen. Technologie ist ökonomisch
attraktiv, weil sie teure menschliche Arbeit durch Maschi-
nen und ihren preiswerten Rohstoffverbrauch ersetzt oder
aufwendige Arbeitsschritte erschwinglich macht. Diese Art
von technischem Fortschritt bedeutet also, jene technischen
Beschränkungen weiter zu verringern, die dem Ersetzen
von teurer menschlicher Arbeit durch preiswerte „Kapital-
Energie-Kombinationen“ (Maschinen) noch im Wege stehen.
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Erhöhter Rohstoffverbrauch sorgt für Wettbewerbsvorteile.
Dementsprechend steigt der Rohstoffverbrauch in enger Kor-
relation mit der Wirtschaftsleistung, und Verbesserungen der
Rohstoffeffizienz in einzelnen Ländern sind vor allem mit
der Verlagerung materialintensiver Produktion ins Ausland
zu erklären (Schandl et al. 2018, Wiedmann et al. 2015).

Nicht nur ökologisch, sondern auch für die Einkommens-
verteilung ist das fatal. Einerseits definiert in Marktgesell-
schaften „der Markt“, was als ökonomische Leistung gilt,
und dementsprechend werden die Mittel dorthin gelenkt, wo
das beste „Preis-Leistungs-Verhältnis“ geboten wird (Leis-
tungsprinzip). Andererseits kann dieses Preis-Leistungs-
Verhältnis durch Technik massiv verbessert werden. Da-
durch kommt es zu einer Schieflage der Einkommensvertei-
lung zugunsten gut ausgebildeter technischer Arbeitskräfte.
Sie profitieren von ihrer Fähigkeit, natürliche Rohstoffe in
Produktionsfaktoren zu verwandeln und Naturleistungen
am Markt als eigene Leistungen auszugeben (skill-biased
technical change). Das soll nicht bedeuten, technische Ent-
wicklungsleistungen gering zu schätzen. Ihre Umsetzung
erfordert eine intensive Ausbildung, viel Arbeitszeit und
Hingabe. Aber letztlich steckt bei technischen Produkten
ein großer Teil der „Leistung“ nicht in den guten Ideen und
Fähigkeiten der Entwickler, sondern ganz banal im Brenn-
wert von Erdöl, der Festigkeit von Stahl, der Leitfähigkeit
von Kupfer und so weiter. Das postulierte marktwirtschaft-
liche Verteilungsprinzip „Wer mehr leistet, soll auch mehr
verdienen“ lautet in der Realität eher „Es verdient mehr, wer
Ressourcen marktgerechter verbraucht“. Die kapitalistischen
Zwänge und ihre Akkumulationsdynamik sind somit nicht
einfach „im System angelegt“, sondern bedürfen einer sehr
physischen Basis, ohne die sich die Wettbewerbsfähigkeit
nicht laufend steigern ließe. Die spezielle Dynamik des vom
Rohstoffverbrauch angetriebenen Innovationswettbewerbs
sorgt dafür, dass „income or die“ zu „grow or die“ wird
(Richters / Siemoneit 2019a).

Auch Haushalte müssen bei technischen Entwicklungen
wie Autos, Computern oder Smartphones „mithalten“, um
nicht ökonomisch und sozial abgehängt zu werden. Effizienz
ist demnach ein Angebot, dass man weder als Unternehmen
noch als Konsument ablehnen kann („Effizienzkonsum“,
Siemoneit 2019).

3.4 Politischer Wachstumszwang

Die beschriebenen technischen Innovationen vernichten un-
qualifizierte Arbeitsplätze und die zugehörigen Arbeitsein-
kommen, was die Balance zwischen Einnahmen und Aus-
gaben im Steuersystem und in der Sozialversicherung ge-
fährdet. Da aber die Norm des Leistungsprinzips fordert,
dass jeder grundsätzlich für seinen Unterhalt selbst sorgen
muss, entsteht hier ein gesellschaftliches Dilemma, das Po-
litiker dazu nötigt, Wachstum zu forcieren, um die drohen-
de technologische Arbeitslosigkeit zu verhindern. Massive
staatliche Investitionen in Infrastruktur und Bildung sowie
zahlreiche gesetzliche Anreize für private Investitionen sind

ein wesentlicher (und bewusster) Wachstumstreiber (Rich-
ters / Siemoneit 2019a,b). Der politische Wachstumszwang
entsteht aus der Trias steigender Arbeitsproduktivität, der
sozialen Notwendigkeit eines Mindest-Lebensstandards für
alle und des Leistungsprinzips als fundamentaler Sozial-
norm, das einer Umverteilung enge Grenzen setzt. Wird
keine dieser drei Annahmen in Frage gestellt, dann bleibt
Wachstumspolitik die einzige realistische Option. Die meis-
ten Wachstumskritiker/innen stellen das Leistungsprinzip in
Frage, erscheint ihnen dieses doch als kulturell kontingent.
Wir haben versucht, deutlich zu machen, dass es das gerade
nicht ist. Wo aber dann ansetzen?

4 Politische Auswege aus dem Dilemma

Gesucht wird ein Lösungsansatz, der sowohl Verletzungen
des Leistungsprinzips verhindert als auch den ökologisch ge-
fährlichen Wachstumszwang überwindet und Wege aufzeigt,
wie Wirtschaft und Gesellschaft auch ohne Wachstum poli-
tisch stabilisiert werden können. Diese Transformation ist
weniger eine „kulturelle“ Frage als eine der ökonomischen
Rahmenbedingungen. Ohne deren Veränderung wird ein
Ausweg aus dem Dilemma nicht gelingen, weil die ökono-
mischen Anreizstrukturen und -zwänge unverändert mächtig
bleiben.

Bislang sieht politische Regulierung in der Regel so aus,
dass man soziale Probleme dort angeht, wo sie sichtbar
werden. Die Löhne sind zu niedrig? Mindestlohn einfüh-
ren! Zeitarbeit ufert aus? Überlassungsdauer beschränken
und gleiche Bezahlung durchsetzen! Menschen können ih-
re Mieten nicht bezahlen? Mietpreisbremse einführen und
Wohngeld erhöhen! Die Begründung lautet üblicherweise
„Marktversagen“. Das Ergebnis sind schlechte Gesetze, die
kompliziert und widersprüchlich sind, reichlich Lücken las-
sen, schwer durchsetzbar sind, viel Personal binden und im
Ergebnis vor allem die Anständigen mit Bürokratie belas-
ten. Das eigentliche Problem lösen sie meistens nicht, im
Falle von Wohngeld subventionieren sie es sogar noch. Da-
bei versagt in solchen Fällen nicht „der Markt“, sondern
die politische Regulierung, weil sie es nicht schafft, dem
Leistungsprinzip Geltung zu verschaffen. Wie sieht „markt-
konforme“ politische Regulierung aus?

Einem Wachstumszwang, für den Technologie und die
eng damit verbundene Ausbeutung natürlicher Ressourcen
verantwortlich sind, lässt sich mit geeigneter Rohstoffpolitik
begegnen. Man könnte den Ressourcenverbrauch über einen
Lizenzhandel („Cap & Trade“) institutionell begrenzen und
die Erträge aus der Nutzung natürlicher Ressourcen gerecht
verteilen, beispielsweise über ein ökologisches Grundein-
kommen („Cap & Dividend“). Durch die Rückgabe der Ein-
nahmen aus dem Lizenzhandel würden Preissteigerungen
für ressourcenintensive Produkte „sozial neutralisiert“, aller-
dings würden (erfreulicherweise) vor allem jene mit einem
ressourcenleichten Lebensstil profitieren (Kunkel / Kammen
2011, Segal 2011).
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Weitere leistungslose Einkommen (ökonomisch auch Ren-
ten genannt) lassen sich bei Grund und Boden identifizieren.
Der Wert eines Grundstücks ergibt sich vor allem aus der
Lage, deren Wert von öffentlichen Investitionen und der
Nähe anderer Menschen abhängt. Dieser Wert kann heute
vom Eigentümer als leistungsloses Einkommen (Standort-
oder Bodenrente) privatisiert werden. Statt dessen könnten
die Bodenwerte über Steuern für die Allgemeinheit nutzbar
gemacht werden, beispielsweise um jene öffentlichen Inves-
titionen zu finanzieren, die den Bodenwert überhaupt erst
erzeugen (Edenhofer et al. 2015, Gaffney 2009).

Eine dritte wesentliche Quelle leistungsloser Einkommen
sind die politische Macht großer Unternehmen und sehr
reicher Personen, Entscheidungsprozesse zugunsten ihrer
Interessen zu beeinflussen. In der Regel läuft das darauf
hinaus, Wunschmärkte politisch gestaltet zu bekommen und
Wettbewerb zu unterbinden, um leistungslose Einkommen
erzielen zu können. Staatliche Garantien, Subventionen und
Rettungsgelder für Großkonzerne sind weder demokratisch
noch ökonomisch akzeptabel. Dem gilt es entgegenzuwirken,
indem die Größe und ökonomische Macht von Unterneh-
men und privaten Vermögen begrenzt wird, beispielsweise
über eine progressive Einkommen- und Vermögensteuer.
Marktwirtschaft und damit Gerechtigkeit können, wenn sie
selbstregulierend sein sollen, nur in machtarmen Strukturen
funktionieren (Eucken 1940).

Gegen ökonomische Renten politisch vorzugehen, dürf-
te eine Forderung sein, hinter der sich ein großes Bündnis
verschiedener Strömungen und Organisationen versammeln
könnte, von Gewerkschaften über Kritiker von Mietsteige-
rungen, städtischen Verdrängungsprozessen und unbegrenz-
ter Konzernmacht bis hin zu Sozialliberalen, die sich noch
an die Freiburger Thesen der FDP von 1971 erinnern.

Unsere Vorschläge bestehen vor allem in der klugen Set-
zung von grundsätzlichen Grenzen: Gesellschaftliche Ober-
grenzen für wirtschaftliche Macht und ökologische Ober-
grenzen für Rohstoffverbrauch. Grenzen haben speziell bei
Liberalen keinen guten Ruf – sie stehen im Verdacht, das Ge-
genteil von Freiheit zu sein. Aber Grenzen können auch Frei-
heiten schaffen, nämlich neue und bessere Handlungsalterna-
tiven (Homann 2003). Unsere drei Maßnahmen für soziale
Gerechtigkeit basieren auf einer gemeinsamen normativen
Grundlage, nämlich leistungslose Einkommen zu verhindern.
Anstatt mittels Besteuerung, Subventionen und Sozialpoli-
tik eine nachträgliche Umverteilung der Markteinkommen
gegen vielfältige Widerstände durchzusetzen, würde man
von vornherein die Gerechtigkeit der Markteinkommen ver-
bessern. Das Ergebnis wären Einkommen durch „ehrliche
Arbeit“ statt durch Ressourcenverbrauch und Marktmacht,
und vor allem Einkommen für alle, ohne eine hohe Sockelar-
beitslosigkeit, die überwiegend auf „technologischer Arbeits-
losigkeit“ beruht. Damit wäre auch die oben angesprochene
Machtasymmetrie zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern nicht mehr so selbstverständlich wie heute. Leistung
soll sich lohnen – das klingt sehr marktradikal, aber gera-
de die Vertreter eines wirtschaftlichen Liberalismus haben

völlig falsche Vorstellungen davon, wo heutzutage das Leis-
tungsprinzip verletzt wird.

Durch die Umsetzung der von uns vorgeschlagenen Maß-
nahmen werden die Krisenursachen wirksam bekämpft, al-
lerdings in einer eher indirekten Art und Weise. Wenn Leis-
tungsgerechtigkeit sichergestellt ist, dann kann eine Markt-
wirtschaft sich selbst regulieren, weil keine „Wirtschaftspo-
litik“ im engeren Sinne und auch keine kleinteilige Regulie-
rung mehr betrieben werden müssen. Politik hat die primäre
Aufgabe, dafür den Rahmen zu setzen, und das mit aller
politischen Macht. Die verschiedenen Zweige der Sozial-
versicherungen unterstützen dabei jene Menschen, die kein
ausreichendes Markteinkommen erzielen können, weil sie
entweder in Notlagen geraten sind oder gesellschaftlich sehr
wünschenswerte, aber vom Markt nicht entlohnte Leistungen
erbringen. Aus den Details kann die Politik sich dann aber
weitgehend heraushalten. Insofern könnte die alte liberale
Forderung, die Politik möge nicht in den Markt eingreifen,
Sinn ergeben – aber erst, wenn die Politik einen vernünftigen
Markt geschaffen hat. Eine „echte“ Marktwirtschaft kann
eine solche Selbststeuerung über den Preismechanismus ei-
gentlich leisten – vorausgesetzt, die Preise sagen etwas über
die Leistung der Menschen aus.

Man kann einwenden, dass sich der Kapitalismus nie in
dieser Weise begrenzen lassen wird. Dann muss man aber
auch erklären, warum andere, weitaus utopischere, kompli-
ziertere und willkürlichere Modelle höhere Erfolgschancen
haben sollen. Wir halten die soziale Utopie einer freiheitli-
chen, gerechten und nachhaltigen Marktwirtschaft insofern
für die realistischste aller unrealistischen Ideen.
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